
 
Stellungnahme zu den Änderungsvorschlägen der Regierungskoalition zum 
Infektionsschutzgesetz vom 24.8.2022 (ausgehend von den „Formulierungshilfen 
für Änderungsanträge der Fraktionen der SPD, von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP“) 
 
 
Als Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen aus verschiedenen Fachgebieten der 
Natur-, Gesellschafts- und Geisteswissenschaften beobachten wir mit tiefer Sorge, 
dass die politischen Entscheidungsträger in Bund und Ländern im Umgang mit der 
Corona-Infektion erneut eine Stigmatisierung von Ungeimpften und sogar von 
Personen ohne aktuelle Auffrischungsimpfung in Kauf nehmen statt auf effektiven 
Infektionsschutz und eine nachhaltige Sicherung der intensivmedizinischen 
Versorgung sowie der kritischen Infrastruktur zu setzen. Eine diskriminierende 
Behandlung nicht aktuell Geimpfter etwa bei der Maskenpflicht (nach § 28b II IfSG 
i.d.F. der „Formulierungshilfe“ der Bundesregierung v. 24.8.2022) erachten wir für 
unvereinbar mit den zentralen Grundwerten unseres demokratischen Rechtsstaates 
und zudem für ungeeignet, ja sogar kontraproduktiv beim Infektionsschutz. Ferner 
erachten wir zahlreiche der Maßnahmen, die aufgrund des Gesetzesvorschlags 
Bundesländer für Zwecke des Infektionsschutzes ergreifen können, für 
unverhältnismäßig und zugleich ineffizient. Folgende Punkte heben wir gesondert 
hervor: 
 
1. Die bisher zum Einsatz gekommenen gentechnikbasierten Impfungen bleiben 
immer noch den Beweis schuldig, dass sie die Übertragung des Virus verhindern.1 
Selbst dass sie vor schweren Verläufen schützen oder auch die Zahl der Todesfälle 
begrenzen könnten, wurde eher versprochen bzw. behauptet, als dass es dafür 
gesicherte Evidenz gäbe; sogar auf das Gegenteil deuten einige Entwicklungen im 
Pandemiegeschehen nach den Impfkampagnen hin. Die Evidenz für Neben-
wirkungen, auch gravierende bis hin zu Todesfällen, hat in den letzten Monaten 
besorgniserregend zugenommen.2 All dieses deutet an, dass eher eine Überprüfung 
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oder gar Beendigung als eine Intensivierung der im Übrigen finanziell hoch 
aufwändigen Impfkampagnen nötig erscheint, und stellt – neben den 
entscheidenden menschenrechtlichen Tatbeständen – einen weiteren Grund dafür 
dar, dass auf keinen Fall irgendjemand direkt oder indirekt zu einer Impfung gegen 
Covid 19 genötigt werden darf. 
 
2. Da jegliche Impfnötigung im Zusammenhang mit Covid 19 als gänzlich illegitim 
zu gelten hat, dürfen auch privatrechtlich nirgendwo Impfnachweise eingefordert 
werden, weder von Arbeitgebern noch von Dienstleistern, etwa in der Gastronomie. 
Es würde damit eine Atmosphäre der öffentlichen Zurschaustellung aller nicht frisch 
Geimpften sowie der Diskriminierung und Kontrolle geschaffen, die das Zusam-
menleben in Deutschland tiefgreifend vergiften würde und mit einem menschen-
würdigen Miteinander nichts mehr zu tun hätte. 
 
3. Wo Grundrechtseinschränkungen um des Infektionsschutzes willen als notwendig 
gelten können (etwa Testpflicht in Pflegeeinrichtungen), dürfen diese aus drei Grün-
den auf keinen Fall ausschließlich Ungeimpfte oder Geimpfte ohne Auffrischung 
betreffen:  
a) Angesichts der zweifelhaften Wirksamkeit von Impfungen läge eine eklatante 
Diskriminierung vor.  
b) Leben und Gesundheit der „vulnerablen Personengruppen“ würden auf 
fahrlässige Weise gefährdet, wenn Geimpfte, da von Schutzmaßnahmen nicht 
betroffen, weitgehend ungehindert eine Corona-Infektion verbreiten könnten.3 
c) Verdiente Fachkräfte würden abgeschreckt, der Arbeitskräftemangel in den 
betroffenen Bereichen weiter verstärkt.  
 
4. Grundrechtsbeschränkende Maßnahmen zum Zwecke des Infektionsschutzes 
müssen in einer öffentlichen, vorurteilsarmen und unvermachteten Debatte 
regelmäßig auf ihre Effizienz und Verhältnismäßigkeit hin überprüft und im 
Zweifelsfall ausgesetzt werden. Der Bericht des Sachverständigenausschusses nach § 
5 IX IfSG vom Juni 2022 hat konstatiert, dass „eine ausreichende und stringente 
begleitende Datenerhebung, die notwendig gewesen wäre, um die Evaluierung 
einzelner Maßnahmen oder Maßnahmenpakete zu ermöglichen“ nicht verfügbar 
gewesen sei. Es sind aber die Erfahrungen anderer Länder einzubeziehen. In sehr 
vielen Ländern fehlt inzwischen etwa eine Maskenpflicht im öffentlichen 
Personenverkehr, ohne dass diese schlechter dastünden als Deutschland im 
Pandemiegeschehen.4 Äußerst fragwürdig erscheint eine bedingungslose 
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Maskenpflicht im Fernverkehr5, von der in umliegenden Ländern völlig abgesehen 
wird, auch in Flugzeugen. Als ebenso fragwürdig hat die Option einer Maskenpflicht 
an Schulen zu gelten;6 wir können uns eine weitere Behinderung des Lernerfolgs 
unserer Kinder und Jugendlichen nicht mehr leisten.  
 
5. Die immer deutlicher zutage tretenden Nebenwirkungen der Covid 19-Impfungen 
müssen endlich systematisch erfasst und öffentlich diskutiert werden; allen 
Betroffenen muss geholfen werden. Haftungsausschlüsse für Impfstoffproduzenten 
darf es nicht mehr geben.  
 
6. Eine Debatte zur Coronapolitik muss möglich sein, ohne dass es nochmals zu 
öffentlicher Diffamierung von Ungeimpften / Unaufgefrischten kommt. Zahlreiche 
Ungeimpfte haben ausweislich belastbarer Studien zur Eingrenzung des 
Pandemiegeschehens durch verstärkten Selbstschutz mehr beigetragen als Geimpfte, 
die ihrer Impfung guten Glaubens mehr an Schutzwirkung zugetraut haben, als ihr 
tatsächlich eignete.7 Politische Äußerungen, die eine Kriminalisierung von Unge-
impften implizieren oder gar einfordern (für die letzten zwei Jahre hinreichend 
dokumentiert etwa bei #Wirhabenmitgemacht), sollten in Zukunft als Manifesta-
tionen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit gewertet werden. 
 
7. Es verwundert nach mittlerweile drei Jahren Pandemiegeschehen, dass die Politik 
für ihre Maßnahmen immer noch auf eine angeblich an ihre Belastungsgrenzen 
stoßende Intensivmedizin referiert. Was ist geleistet worden, um diesen Bereich 
krisenfester zu gestalten? Eine erste Maßnahme zur Verbesserung der Situation, die 
dringend ansteht, ist eine sofortige und ausnahmsfreie Rücknahme der 
einrichtungsbezogenen Impfpflicht. Ein geimpfter Pfleger, der infiziert und nicht 
getestet ist, wird Corona eher übertragen als ein ungeimpfter Pfleger, der sich einem 
Test unterzogen hat. 
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Wir bitten daher die Abgeordneten des Deutschen Bundestages, bei der 
anstehenden Abstimmung über die Änderung des IfSG gegen die Vorschläge der 
Bundesregierung entsprechend den „Formulierungshilfen“ vom 24.8.2022 zu 
stimmen und sich stattdessen einzusetzen  
- für die sofortige Beendigung der einrichtungsbezogenen Impfpflicht 
- für einen Infektionsschutz auf freiwilliger Basis. Jeder kann sich so oft impfen 
lassen, wie er mag, und jeder ist frei, eine Atemmaske zu tragen, wann und wo er 
möchte. 
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